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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Stidens

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

MERCOSUR Marché commun du Sud
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.05.2018
MARC BUHLMANN

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 27.02.2018
AUDREY BOVEY

INITIATIVE D'UN CANTON
DATE: 25.09.2018
AUDREY BOVEY

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Institutions et droits populaires
Droits populaires

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kiindigung von Staatsvertragen regelt. Zwar seien wichtige
Vertrage bis heute nie gekindigt worden, es gelte aber - insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jlingerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kdndigung volkerrechtlicher Vertréage forderten - die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «wahrend des Spiels» zu klaren. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zustéandig sei fur die Kindigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kindigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
vOlkerrechtlichen Vertragen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschllsse fur
wichtige, rechtsetzende Vertrage genehmige, also musse es auch das Parlament sein,
das solche Vertrage auflosen konne. Mitberlcksichtigt werden miusste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier musse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zustandigkeiten, angewendet werden. Kindigungen von wichtigen
Vertragen seien dem Referendum zu unterstellen.

Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, Al, SG, GR, AG, TI, NE; die flnf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Stadteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft fur Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klarung der Zusténdigkeit fur die Kindigung
vOlkerrechtlicher Vertrédge, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbénde
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesédnderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage beflirchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschlage ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschrénken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kiindigung von Staatsvertragen. '

Politique étrangéere

Politique économique extérieure

Le 27 février 2018, le canton de Genéve a déposé une initiative demandant I'exclusion
de I'huile de palme et de ses dérivés des discussions de libre-échange entre la Suisse
et la Malaisie et I'Indonésie.

En septembre 2018, la CPE-CE s'est penchée sur la question en examinant
simultanément I'initiative genevoise, ainsi que les interventions 16.3332 et 17.317. Si la
commission, en optant pour le refus de I'ensemble des interventions précitées, n'a pas
jugé pertinent d'exclure totalement I'huile de palme des procédures de libre-échange,
elle a néanmoins déposé une nouvelle motion, demandant au Conseil fédeéral de
s'assurer qu'aucune concession susceptible de nuire a la production suisse
d'oléagineux ne soit octroyée a I'occasion des négociations menées avec la Malaisie et
I''ndonésie. ?

Au mois de septembre 2018, le Conseil des Etats a refusé (17 voix pour, 21 contre et 4
abstentions) de donner suite a l'initiative prévoyant I'exclusion de I'huile de palme et
de ses dérivés des discussions de libre-échange entre la Suisse et la Malaisie et
I'Indonésie, déposée par le canton de Genéve. L'initiative en question n'a pas suscité
davantage de commentaires, les représentants de la chambre des cantons estimant que
tout avait déja été dit a I'occasion du traitement des objets 18.3717 et 16.3332. °
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INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 21.03.2019
AUDREY BOVEY

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 10.03.2020
AMANDO AMMANN

INITIATIVE D'UN CANTON
DATE: 01.06.2021
AMANDO AMMANN

Le 21 mars 2019, le Conseil national a suivi l'avis de sa commission (CPE-CN) et du
Conseil des Etats en refusant a son tour de donner suite a l'initiative genevoise
«exclusion de I'huile de palme et de ses dérivés des discussions de libre-échange
entre la Suisse et la Malaisie et I'lndonésie>» (75 voix pour, 97 contre et 9 abstentions). *

Im September 2019 reichte der Grosse Rat des Kantons Genf eine Standesinitiative zu
einem Referendum iiber das Freihandelsabkommen mit dem Mercosur ein. Darin wird
die Bundesversammlung aufgefordert, ein fakultatives Referendum Uber das
Freihandelsabkommen, das planméssig im Verlauf des Jahres 2020 durch das Parlament
ratifiziert werden sollte, zuzulassen. Der Grosse Rat begrindete die Initiative damit,
dass das im August 2019 abgeschlossene Abkommen nur unzureichende Kontroll- und
Sanktionsmechanismen biete. Zudem géabe es keine Garantie fur die Bekampfung von
Abholzung und den Schutz der lokalen Landwirtschaft.

Die APK-SR entschied im Februar des darauffolgenden Jahres mit 9 zu 2 Stimmen (bei
einer Enthaltung), der Initiative keine Folge zu geben. Dabei war die Kommission der
Forderung gegenlber keineswegs abgeneigt. Doch der zustandige
Departementsvorsteher - Bundesrat Parmelin - versicherte, dass sein Departement
gegenuber dem Parlament beantragen werde, das Abkommen dem fakultativen
Referendum zu unterstellen. Dies entsprache der im August 2019 beschlossenen Praxis,
wonach derartige Standardabkommen dem fakultativen Staatsvertragsreferendum
unterstehen.

Der Standerat beschloss in der Frihjahrssession 2020 mit 29 zu 8 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), der Initiative keine Folge zu geben. Eine ausflhrlichere Debatte wurde
dadurch verhindert, dass sich der finale Abkommenstext zum Zeitpunkt der
Ratsversammlung noch in rechtlicher Prifung befand und somit nicht bekannt war.
Ebenfalls keine Folge gegeben wurde der gleichzeitig in der Kommission gepriften
Standesinitiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 19.302). ®

Die APK-NR hatte der Standesinitiative zum Referendum iiber das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur im Januar 2021 mehrheitlich keine Folge
gegeben. Eine Minderheit Crottaz (sp, VD) hatte sich jedoch fir eine Annahme
eingesetzt. Der Kommissionsbericht hielt fest, dass die Referendumsmaoglichkeit bei
Freihandelsabkommen richtig und wichtig sei, wie die Diskussion um das
Freihandelsabkommen mit Indonesien gezeigt habe. Gemass der neuen Praxis in Bezug
auf Standardabkommen unterstehen Freihandelsabkommen aber sowieso bereits dem
fakultativen Referendum, weshalb die Kommissionsmehrheit das Anliegen der
Standesinitiative als erfullt betrachtete.

In der Sommersession 2021 empfahl Kommissionssprecherin Schneider-Schneiter
(mitte, BL) dem Nationalrat bei der Vorprifung folglich die Ablehnung der Genfer
Standesinitiative sowie der Initiative des Kantons Jura (Kt. Iv. 19.302), welche die
Ausklammerung von Agrarprodukten aus dem Freihandelsabkommen mit dem Mercosur
forderte. Die Minderheitsfuhrerin Brigitte Crottaz bezweifelte, dass das geplante
Mercosur-Freihandelsabkommen die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 einhalte
und kritisierte auch, dass es insbesondere in Brasilien vermehrt zu
Menschenrechtsverletzungen im Agrarbereich kédme. Die Abstimmung zum
Freihandelsabkommen mit Indonesien habe aufgezeigt, dass grundlegende Wirtschafts-
und Umweltpolitikentscheide von grossem Interesse fur die Schweizer Bevdlkerung
seien. Crottaz zeigte sich erfreut, dass Freihandelsabkommen gemass Bundesrat
bereits dem fakultativen Referendum unterstehen, womit das Anliegen der
Standesinitiative schon fast erfiullt sei. Sie verlangte dennoch die Annahme der
Initiative, weil der genaue Text des Abkommens noch nicht bekannt war und das
Parlament daher in der Sommersession 2021 keine Stellung dazu beziehen konnte.

Der Nationalrat schien das Anliegen der Initiative jedoch als erfullt anzusehen und
stimmte mit 110 zu 67 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) gegen ein Folgegeben. °
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INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 16.12.2021
AMANDO AMMANN

Nachdem der Sténderat der Standesinitiative des Kantons Neuenburg zum
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur in der Herbstsession keine Folge gegeben
hatte, empfahl auch die APK-NR dem Nationalrat deren Ablehnung. Die Prifung durch
den Bundesrat, ob das Abkommen einem fakultativen Referendum zu unterstellen wére,
sei nicht notwendig, weil der Bundesrat aufgrund der ahnlich lautenden abgelehnten
Standesinitiative des Kantons Genf diesbezlglich bereits sensibilisiert sei. Eine
Kommissionsminderheit wolle der Initative Folge geben, obwohl ihr Anliegen aufgrund
der gangigen bundesratlichen Praxis bereits erflllt sei, erklarte die Komission in ihrem
Bericht. In der Wintersession 2021 stiessen die Erlauterungen der Kommission auf keine
Gegenstimmen und der Nationalrat gab der Initiative stillschweigend keine Folge.’

1) BG Kuindigung volkerrechtlicher Vertrage - Entwurf vom 14.5.18; Bericht SPK-S vom 14.5.18; Bericht Vernehmlassung vom
14.5.18; Vernehmlassungantworten zu 16.456; TA, 7.2.18

2) Communiqué de presse CPE-CE du 3.9.2018

3) BO CE, 2018, p. 762

4) BO CN, 2019, p. 542 ss.

5) AB SR, 2020, S. 118 ff.; Medienmitteilung APK-NR vom 21.1.20

6) AB NR, 2021, S. 939ff.; Bericht APK-NR vom 18.1.21

7) AB NR, 2021, S. 2665f.; Bericht APK-NR vom 26.10.21
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